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Die gesamtwirtschaftliche Lage in Deutschland 2022/2023 
 

Trotz Krieg in der Ukraine, Energiekrise und Inflation nur 
leichte Rezession der deutschen Wirtschaft erwartet 

Die gesamtwirtschaftliche Lage in Deutschland war im Jahr 2022 vor 
allem geprägt von den Folgen des Kriegs in der Ukraine, zu denen 
extreme Energiepreiserhöhungen zählten. Hinzu kamen dadurch 
verschärfte Material- und Lieferengpässe, massiv steigende Preise für 
weitere Güter wie beispielsweise Nahrungsmittel und Baustoffe so-
wie der Fachkräftemangel und die andauernde, wenn auch im Jah-
resverlauf nachlassende Corona-Pandemie. Trotz dieser nach wie vor 
schwierigen Bedingungen konnte sich die deutsche Wirtschaft im 
Jahr 2022 insgesamt gut behaupten.  

Im Frühjahr 2022 wurden fast alle Corona-Schutzmaßnahmen auf-
gehoben. Dies trug zunächst zur Erholung der deutschen Wirtschaft 
bei. Mit dem Angriff Russlands auf die Ukraine Ende Februar und 
den in der Folge extrem steigenden Energiepreisen wurde der Auf-
schwung gebremst. Lieferengpässe und stark anziehende Einfuhr- 
und Erzeugerpreise erschwerten die Lage weiter. Die Inflationsrate 
stieg so hoch wie noch nie seit der deutschen Vereinigung. In der 
Folge kam die konjunkturelle Erholung Deutschlands ins Stocken.  

Für das vierte Quartal 2022 schätzt das Statistische Bundesamt mit 
seiner Jahresrechnung implizit eine Stagnation der wirtschaftlichen 
Entwicklung gegenüber dem Vorquartal, nachdem das BIP im 3. 
Quartal noch gewachsen war.  

Im Jahresmittel 2022 war das preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt   
nach ersten Berechnungen des Statistischen Bundesamtes um 1,9 % 
höher als im Vorjahr. Im Vergleich zum Jahr 2019, dem Jahr vor der 
Corona-Pandemie, war das BIP preisbereinigt um 0,7 % höher. Die 
deutsche Wirtschaft hat sich damit weiter vom tiefen Einbruch im 
ersten Corona-Krisenjahr erholt und das Vorkrisenniveau erstmals 
wieder übertroffen.  
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Die derzeitig konjunkturelle Entwicklung ist mit hohen Risiken behaf-
tet: Im Krieg in der Ukraine gibt es keine Anzeichen für eine schnelle 
Lösung. Die Bemühungen, die wirtschaftlichen Beziehungen zwi-
schen der Europäischen Union (EU) und der Russischen Föderation zu 
trennen, dauern an. Dies belastet sowohl die russische Wirtschaft als 
auch die aller EU-Mitgliedstaaten. Eine langfristige Unterbrechung 
der Erdgaslieferungen aus Russland werden die Erdgaspreise vermut-
lich weiter in die Höhe treiben, aber zumindest auf einem hohen 
Niveau halten.  

Weiterhin besteht das Risiko, dass die inflationären Tendenzen noch 
länger anhalten. Zwar wird für die kommenden beiden Jahre eine 
Abkühlung der Inflation prognostiziert, doch könnten weitere 
Schocks bei den Energie- und Lebensmittelpreisen die Gesamtinflati-
on länger hochhalten. Dies könnte sich auch auf die Kerninflation 
auswirken und somit eine restriktivere geldpolitische Reaktion recht-
fertigen. 

Der hohe Preisauftrieb wird die verfügbaren Realeinkommen der 
privaten Haushalte sinken lassen und damit die Konsumkonjunktur 
abkühlen. Erst gegen Jahresende 2023 dürften die Einkommen wie-
der stärker zulegen als die Preise. Hohe Tarifabschlüsse dürften dann 
sowohl die Kaufkraft als auch die Lohnkosten merklich steigern. Die 
Nachfragen nach Waren und Dienstleistungen, die in den Jahren 
2023/2024 auch durch die breit angelegten staatlichen Entlastungs-
maßnahmen gestützt werden, dürften dann wieder auf einen 
Wachstumskurs zurückkehren.  

 

Die Vorausschätzungen der Wirtschaftsforschungsinstitute1 zur 
Wachstumsrate des Bruttoinlandsproduktes im laufenden Jahr 2023 

                                                
1 In die Analyse dieses Berichtes zur zukünftigen Wirtschaftsentwicklung flossen die 

Ergebnisse der aktuellen Konjunkturberichte der folgenden Institute ein: DIW – 
Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, Berlin; HWWI – Hamburgisches Welt-
Wirtschafts-Institut; Gemeinschaftsdiagnose – ifo mit KOF Konjunkturforschungs-
stelle ETH Zürich, IWH mit Kiel Economics, IfW, RWI mit Institut für Höhere Studien 
Wien; IAB – Institut für Arbeitsmarkt-und Berufsforschung; ifo – ifo-Institut für 
Wirtschaftsforschung, München; IfW – Institut für Weltwirtschaft, Kiel; IMK – Insti-
tut für Makroökonomie und Konjunkturforschung in der Hans-Böckler-Stiftung, 
Düsseldorf; IW – Institut der Deutschen Wirtschaft, Köln; IWH – Institut für Wirt-
schaftsforschung, Halle; RWI – Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsfor-
schung, Essen; SVR – Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung.  
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bewegen sich in einer Spannweite von  -0,8 % bis 0,3 %. Nach ei-
nem schwierigen Winterhalbjahr dürfte die deutsche Wirtschaft in 
der zweiten Jahreshälfte wieder mehr Schwung aufnehmen. Insge-
samt erwarten aber nahezu alle Institute im laufenden Jahr eine 
leichte Rezession. Die deutsche Wirtschaft dürfte im Jahresmittel um 
0,3 % schrumpfen. 

Hohe Preise, Materialmangel und Zinsen ließen den Bau ein-
brechen, Dienstleistungen profitierten von Nachholeffekten  

Die konjunkturelle Entwicklung verlief 2022 in den einzelnen Wirt-
schaftsbereichen sehr unterschiedlich: Einige Dienstleistungsbereiche 
profitierten nach dem Wegfall nahezu aller Corona-Schutzmaß-
nahmen von Nachholeffekten. Besonders stark zulegen konnten die 
Sonstigen Dienstleister, zu denen auch die Kreativ- und Unterhal-
tungsbranche zählt (+6,3 %). Auch die Wirtschaftsbereiche Verkehr 
und Gastgewerbe profitierten von der Aufhebung der Schutzmaß-
nahmen. Diese beiden Bereiche sorgten für ein kräftiges Plus im zu-
sammengefassten Wirtschaftsbereich Handel, Verkehr und Gastge-
werbe (+4,0 %).  

Die Bruttowertschöpfung im Handel ging dagegen zurück, nachdem 
sie im Vorjahr noch gestiegen war. Der Bereich Information und 
Kommunikation knüpfte an seine langjährige, nur im ersten Corona-
Jahr 2020 gebremste Wachstumsgeschichte an und verzeichnete 
ebenfalls einen deutlichen Zuwachs (+3,6 %). 

 

Im Baugewerbe brach die Wirtschaftsleistung deutlich ein, nachdem 
bereits im Vorjahr durch die steigenden Baukosten und Materialeng-
pässe die Bruttowertschöpfung im Bau leicht zurückgegangen war.  
Material- und Fachkräftemangel, hohe Baukosten und zunehmend 
schlechtere Finanzierungsbedingungen führten zu einer spürbaren 
Investitionszurückhaltung und Stornierungen. Die Bruttowertschöp-
fung in der Bauwirtschaft ging im Jahresmittel um 2,3 % zurück. 

Das Produzierende Gewerbe ohne den Bausektor konnte gegenüber 
dem Vorjahr nicht zulegen (0,0%) und verfehlte damit das Corona-
Vorkrisenniveau deutlich um 3 %. Aufgrund des massiven Anstiegs 
der Energiepreise infolge des Kriegs in der Ukraine und einer dro-
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henden Gasmangellage in Deutschland schrumpfte insbesondere die 
Produktion in den energieintensiven Wirtschaftszweigen. Dazu gehö-
ren die Chemie- und Metallindustrie, die Herstellung von Papier und 
Pappe sowie die Herstellung von Glas, Keramik und die Verarbeitung 
von Steinen und Erden. Hinzu kam generell, dass das Verarbeitende 
Gewerbe in der ersten Jahreshälfte 2022 wie schon im Jahr 2021 
unter gestörten internationalen Lieferketten litt. In der Folge konnte 
die Industrie ihre Aufträge nicht wie gewohnt abarbeiten. 

Einen deutlichen Rückgang gab es auch bei der Land- und Forstwirt-
schaft, die freilich nur einen Anteil von weniger als 1 % der gesam-
ten Wertschöpfung der deutschen Wirtschaft verkörpert. 

 

Die Grundstücks- und Wohnungswirtschaft, die im Jahr 2022 rund 
10,0 % der gesamten Bruttowertschöpfung erzeugte, konnte ähn-
lich wie im Vorjahr um 1 % zulegen, Lediglich im ersten Coronajahr 
2020 war sie leicht um 0,5 % gesunken.  

Für gewöhnlich erreicht die Wachstumsrate der Grundstücks- und 
Wohnungswirtschaft nur moderate Werte und ist zudem nur gerin-
gen Schwankungen unterworfen. Gerade diese Beständigkeit be-
gründet die stabilisierende Funktion der Immobiliendienstleister für 
die Gesamtwirtschaft. Nominal erzielte die Grundstücks- und Immo-
bilienwirtschaft 2022 eine Bruttowertschöpfung von 349 Milliarden 
EUR. 

Die Bedeutung der Immobilienwirtschaft als Stabilitätsanker zeigt 
sich vor allem beim Vergleich mit dem Vorkrisenjahr 2019: Trotz der 
Zuwächse in den vergangenen zwei Jahren hat die Wirtschaftsleis-
tung Ende 2022 in einigen Wirtschaftsbereichen das Vorkrisenniveau 
noch nicht erreicht. So liegt das Verarbeitende Gewerbe insgesamt 
noch mehr als 3 % unter dem Vorkrisenniveau von 2019. Auch der 
Handel, das Gastgewerbe, der Verkehr sowie die sonstigen Dienst-
leistungen konnten noch nicht wieder an das Vorkrisenniveau an-
knüpfen. Die Bauwirtschaft, die relativ gut durch die Coronakrise 
gekommen war, rutschte dagegen erst mit dem Jahr 2022 unter den 
Vorkrisenstand. 
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Arbeitsmarkt auf Rekordniveau, zunehmender Fachkräfte-
mangel 

Trotz schwierigem Umfeld zeigte sich der Arbeitsmarkt bislang von 
den wirtschaftlichen Herausforderungen der Energiekrise und der 
hohen Inflation relativ unbeeindruckt. Die Erwerbstätigkeit stieg 
2022 sogar auf den bislang höchsten Stand seit der Wiedervereini-
gung. Zwei Jahre zuvor im Jahr 2020 hatte die Corona-Krise den 
zuvor über 14 Jahre anhaltenden Anstieg der Erwerbstätigenzahl  
zeitweilig beendet und zu einem Rückgang geführt. Im Jahr 2021 
war die Erwerbstätigkeit nur leicht gewachsen. 

Die Wirtschaftsleistung wurde im Jahr 2022 von durchschnittlich 
45,6 Millionen Erwerbstätigen mit Arbeitsort in Deutschland er-
bracht. Das waren 1,3 % oder 589.000 Personen mehr als im Jahr 
zuvor und so viele wie noch nie in Deutschland. Die Beschäftigung 
nahm im Jahr 2022 unter anderem durch die Zuwanderung ausländi-
scher Arbeitskräfte, besonders aus der Ukraine, zu. Hinzu kam eine 
steigende Erwerbsbeteiligung der inländischen Bevölkerung, insbe-
sondere von weiblichen und älteren Erwerbspersonen. Diese positi-
ven Effekte überwogen den dämpfenden Effekt des demografischen 
Wandels.  

Ein Blick auf die Wirtschaftsbereiche zeigt, dass der Beschäftigungs-
aufbau fast ausschließlich in den Dienstleistungsbereichen stattfand: 
Die größten Beschäftigungszuwächse gab es 2022 wie schon im Vor-
jahr im Bereich Information und Kommunikation (+4,9 %) sowie im 
Bereich Öffentliche Dienstleister, Erziehung, Gesundheit (+1,6 %), in 
dem mehr als ein Viertel aller Erwerbstätigen beschäftigt ist. Eben-
falls deutlich wuchs die Beschäftigung im Handel, Verkehr, Gastge-
werbe (+1,8 %) sowie bei den Unternehmensdienstleistern (+1,4 %). 
Die Grundstücks- und Wohnungswirtschaft verzeichnete mit 0,8 % 
ebenfalls einen kleinen Erwerbstätigenaufbau. Kaum zulegen konn-
ten dagegen das Produzierende Gewerbe sowie die Bauwirtschaft. 

Entsprechend der positiven Beschäftigungslage ist die Zahl der Ar-
beitslosen im Jahresdurchschnitt 2022 um 195.000 Personen gesun-
ken. Dies entspricht einem Rückgang um 7 %. Die Arbeitslosenquote 
– bezogen auf alle zivilen Erwerbspersonen – betrug 5,3 %. Im Jahr 
2021 hatte sie noch 5,7 % erreicht. Insgesamt waren im Jahres-
durchschnitt 2022 in Deutschland 2.418.000 Menschen arbeitslos 
gemeldet. Rechnet man die Staatsangehörigen aus der Ukraine her-
aus, ist die Arbeitslosigkeit jahresdurchschnittlich noch deutlich stär-
ker um 297.000 Personen bzw. 11 % zurückgegangen. 

Demografisch bedingt nimmt das Erwerbspersonenpotenzial in 
Deutschland bereits seit längerem ab. Der Trend einer alternden Be-
völkerung bewirkt, dass sich mehr Personen in den Ruhestand zu-
rückziehen als neu in das Erwerbsleben eintreten. Nach Berechnun-
gen des Institutes für Arbeitsmarkt und Berufsforschung (IAB) in 
Nürnberg schrumpfte das Erwerbspersonenpotenzial – die Alterung 
der Bevölkerung isoliert betrachtet – im Jahr 2022 und im Jahr 2023 
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jeweils um 390.000 Arbeitskräfte.2 Dank der Zuwanderung profitiert 
Deutschland dagegen von einer steigenden Gesamtbeschäftigung. 

 

Damit das Arbeitskräfteangebot in Deutschland auch in Zukunft 
nicht nennenswert schrumpft, müsste die Nettozuwanderung nach 
Modellrechnungen des IAB bis 2050 in einer Spanne von 346.000 
Personen (bei extrem steigenden Erwerbsquoten) bis 533.000 Perso-
nen (bei realistisch steigenden Erwerbsquoten) pro Jahr liegen.3  

Das Jahr 2022 war durch eine starke Zuwanderung von Kriegsflücht-
lingen aus der Ukraine geprägt. Nach vorläufiger Schätzung des Sta-
tistischen Bundesamtes kamen 1,42 Millionen bis 1,45 Millionen 
Personen mehr nach Deutschland als ins Ausland fortgezogen sind. 
Damit war die Nettozuwanderung 2022 über viermal so hoch wie im 
Vorjahr (2021: 329.163) und so hoch wie noch nie seit Beginn der 
Zeitreihe im Jahr 1950. Neben der starken Zuwanderung der Kriegs-
flüchtlinge aus der Ukraine hat aber auch die Zuwanderung von 
Menschen aus anderen Regionen zugenommen. Aufgrund der fort-
dauernden Kriegssituation in der Ukraine ist auch im laufenden Jahr 
mit einer im historischen Vergleich eher hohen Nettozuwanderung 
von rund 650.000 Personen zu rechnen. 

Trotz der hohen Nettozuwanderung ist der Fachkräftemangel in 
Deutschland immer mehr zum flächendeckenden Problem gewor-
den, der nahezu alle Wirtschaftsbereiche und Regionen betrifft. So 
ermittelte das ifo-Institut im Rahmen seiner Konjunkturumfragen im 
Juli 2022, dass bei knapp 50 % der Unternehmen in Deutschland die 
Geschäftstätigkeit vom Fachkräftemangel behindert wird. Das waren 
erheblich mehr als noch ein Quartal zuvor (43,6%) und so viele wie 
noch nie seit Beginn der Befragung.  

Langfristig gesehen zeigt der Verlauf, dass sich der Fachkräftemangel 
seit 2009 deutlich erhöht hat. Zwischen 2009 und 2011 stieg der 
Indikator von ca. 10% auf knapp 20% sichtlich an. Im April 2018 
erreichte der Indikator einen zwischenzeitlichen Höchststand von 
36,2% der mittlerweile deutlich übertroffen ist. Angesichts des  

                                                
2 IAB (2022): Konjunkturaufschwung ausgebremst, IAB-Kurzbericht 

07|2022. Nürnberg. 
3 IAB (2015): Zuwanderungsbedarf aus Drittstaaten in Deutschland bis 

2050. Bertelsmann-Stiftung. Gütersloh. 
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demografischen Wandels dürfte Arbeitskräfteknappheit auch in Zu-
kunft eine große Herausforderung für die deutsche Wirtschaft dar-
stellen.  

Private Konsumausgaben stützten das Wachstum 

Auf der Nachfrageseite waren die privaten Konsumausgaben im Jahr 
2022 die wichtigste Wachstumsstütze der deutschen Wirtschaft. Sie 
stiegen preisbereinigt um 4,6 % im Vergleich zum Vorjahr und er-
reichten damit fast das Vorkrisenniveau von 2019. Grund hierfür 
waren Nachholeffekte im Zuge der Aufhebung fast aller Corona-
einschränkungen im Frühjahr 2022. Dies wird besonders deutlich bei 
den Ausgaben für Beherbergungs- und Gaststättendienstleistungen 
im Inland (+45,4 %). Auch im Bereich Freizeit, Unterhaltung und 
Kultur gaben die privaten Haushalte in Deutschland wieder mehr aus 
als noch vor einem Jahr (+13,2 %). 

Der in den ersten beiden Corona-Jahren boomende Internet- und 
Versandhandel schwächte sich hingegen im Jahr 2022 ab: Die priva-
ten Haushalte kauften weniger online als im Jahr 2021, aber immer 
noch deutlich mehr als vor der Corona-Pandemie. Niedriger als im 
Jahr zuvor waren auch die preisbereinigten Konsumausgaben für 
Nahrungsmittel. Ursachen hierfür dürften zum einen die Aufhebung 
der Corona-Beschränkungen in der Gastronomie gewesen sein und 
zum anderen die besonders starken Preissteigerungen für Lebensmit-
tel. 

 

Weitere Wachstumsstützen waren 2022 die Ausrüstungsinvestitio-
nen der Unternehmen in Maschinen, Geräte und Fahrzeuge. Der 
Staat gab deutlich mehr Geld aus, um die zahlreichen Schutzsuchen-
den aus der Ukraine und anderen Staaten zu unterstützen. Dagegen 
sanken die staatlichen Ausgaben zur Bekämpfung der Corona-
Pandemie, auch wenn weiterhin umfangreich Impfstoffe beschafft 
und finanziert wurden. In der Summe erhöhte sich der Staatskonsum 
um moderate 1,1%. 

Die Bauinvestitionen brachen 2022 nach sechs Jahren mit teilweise 
deutlichen Zuwächsen spürbar ein und zwar sowohl im Wohnungs- 
wie auch im Gewerbehochbau. Allein der Tiefbau konnte 2022 noch 
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etwas zulegen. Zunehmende Auftragsstornierungen gewerblicher 
und privater Bauvorhaben im Zuge andauernd hoher Baupreise sowie 
steigende Bauzinsen verstärkten den negativen Trend der Bauinvesti-
tionen im Jahresverlauf 2022. Im Jahresmittel gingen die Bauinvesti-
tionen um 1,6 % zurück. 

Der Außenhandel nahm trotz starker Preisanstiege im Jahr 2022 zu: 
Da die Importe aber deutlich stärker anwuchsen als die Exporte, 
wirkte sich der Außenbeitrag negativ auf das Wirtschaftswachstum 
aus. Ausschlaggebend für den starken Anstieg der Importe waren die 
nach der Coronakrise wieder deutlich angestiegenen Auslandsur-
laubsreisen der Bevölkerung. . 

Lebenshaltungskosten und Baupreise klettern auf einen lang-
jährigen Höchstwert 

Sowohl die allgemeinen Lebenshaltungskosten als auch die Baupreise 
haben im Laufe des Jahres 2022 hohe Steigerungsraten verzeichnet. 
Die Inflationsrate in Deutschland – gemessen als Veränderung des 
Verbraucherpreisindex (VPI) zum Vorjahresmonat – erreichte im Ok-
tober 2022 mit 10,4 % einen historischen Höchststand im wieder-
vereinigtem Deutschland. Zum Jahresende schwächte sich die Preis-
steigerung leicht ab, blieb aber auf einem sehr hohen Stand. Im Jah-
resmittel haben sich die Verbraucherpreise in Deutschland um 7,9 % 
erhöht. Die historisch hohe Jahresteuerungsrate wurde vor allem von 
den extremen Preisanstiegen für Energieprodukte und Nahrungsmit-
tel seit Beginn des Kriegs in der Ukraine getrieben. Im Jahr 2021 hat-
te die Inflation noch bei 3,1 % gelegen. 

Eckdaten zur Konjunkturentwicklung in Deutschland 

 
 

2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 

 
       

Veränderung in % gegenüber dem 
Vorjahr (reale Entwicklung) 

       

Reales Bruttoinlandsprodukt 2,7  1,0  1,1  -3,7  2,6  1,9  -0,3 

     Privater Konsum 1,4 1,5 1,6 -5,7 0,4 4,6 -0,5 

     Konsumausgaben des Staates 1,7 0,8 2,6 4,0 3,8 1,1 0,2 

     Bauinvestitionen 1,0  2,6  1,0  3,9  0,0  -1,6  -3,3 

     Wohnungsbauinvestitionen 0,9  3,0  1,4  4,6  0,6  -2,0  -3,9 

     Exporte 4,9 2,2 1,3 -9,3 9,7 3,2 2,2 

Arbeitsmarkt        

Erwerbstätige in Tsd. (Jahresdurch-
schnitt) 

44.251 44.866 45.277 44.915 44.980 45.569 45.660 

     Veränderung in % gegenüber Vorjahr 1,4 1,4 0,9 -0,8 0,1 1,3 0,2 

Arbeitslose in Tsd. (Jahresdurchschnitt) 2.533 2.340 2.267 2.695 2.613 2.418 2.530 

     Arbeitslosenquote* 5,7 5,2 5,0 5,9 5,7 5,3 5,5 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 18, Reihe 1.1; 2022 erste vorläufige Ergebnisse; Bundesagentur für Arbeit, Arbeitslosig-
keit im Zeitverlauf; Werte für 2023 Schätzung nach Instituten und Bundesregierung Ende 2022/Anfang 2023 

 

*nationales Berechnungskonzept der Bundesagentur für Arbeit (Arbeitslose bezogen auf alle zivilen Erwerbspersonen) 
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Die Preise für den Neubau von Wohngebäuden in Deutschland sind 
im November 2022 um 16,9 % gegenüber dem Vorjahresmonat 
angestiegen. Im Jahresmittel lag die Preissteigerung nur leicht niedri-
ger bei 16,4 %. Dies ist der höchste Anstieg der Baupreise seit Be-
ginn der Zeitreihe 1950. Bereits im Jahr 2021 hatte der Preisauftrieb 
mit 9,1 % ein lange nicht mehr gemessenes Niveau erreicht.   

 

War 2021 zunächst die weltweite Nachfrage nach Baustoffen, die 
mit Abflauen der Coronakrise sprunghaft gestiegen war, ausschlag-
gebend für den erheblichen Preisdruck bei Baumaterialien, kamen 
durch den Krieg in der Ukraine weitere Lieferengpässe und eine 
enorme Verteuerung  der Energiepreise hinzu. Die Preise für Bauma-
terialien stiegen im ersten Halbjahr 2022 durchweg in bisher nicht 
bekanntem Ausmaß. Seit Juli konnte bei einigen Materialien aller-
dings eine leichte Preisberuhigung beobachtet werden. Dies konnte 
die Steigerung der Vormonate aber nicht vollständig ausgleichen. 
Das Preisniveau liegt bei den meisten Baumaterialien noch deutlich 
über dem Vorjahresniveau und insbesondere über dem Niveau zu 
Jahresbeginn 2021. 

Von der Preisberuhigung profitieren allerdings nicht alle Produkte. So 
belasten die stark gestiegenen Energiekosten – der Erzeugerpreis für 
Energie lag im November 2022 um 65,8 % über dem Vorjahresni-
veau – die in ihrer Produktion besonders energieintensiven Produkte, 
wie etwa Flachglas, nach wie vor: Deren Preis ist in den vergangenen 
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Monaten regelrecht explodiert und lag im November um 56,4 % 
über dem Vorjahr.  

Der Preisdruck schlug sich in nahezu allen Gewerken des Woh-
nungsbaus nieder. Im Jahresdurchschnitt stiegen die Wohnungsbau-
preise im Ausbaugewerbe mit 16,6 % etwas stärker als die Rohbau-
arbeiten (16,1 %). Den größten Anteil an den Rohbauarbeiten und 
auch am Gesamtindex für den Neubau von Wohngebäuden haben 
Betonarbeiten und Mauerarbeiten. Betonarbeiten sind gegenüber 
2021 um 18,3 % teurer geworden, Mauerarbeiten um 12,2 %. Für 
Dachdeckungs- und Dachabdichtungsarbeiten erhöhten sich die Prei-
se um 19,6 %.  

Bei den Ausbauarbeiten erhöhten sich vor allem die Preise für Tisch-
lerarbeiten um 18,7 %. Diese haben unter den Ausbauarbeiten den 
größten Anteil am Preisindex für Wohngebäude. Überdurchschnitt-
lich stiegen zudem die Preise für Verglasungsarbeiten (+21,2 %), 
Metallbauarbeiten (+20,7 %) und raumlufttechnische Anlagen 
(+17,8 %).  

Schwierigeres Finanzierungsumfeld und hohe Baupreise schi-
cken Bauinvestitionen auf Talfahrt. 

Die Baukonjunktur wurde aufgrund von Preissteigerungen bei Bau-
materialien und Baupreisen, die durch den anhaltenden Krieg in der 
Ukraine noch deutlich verstärkt wurden, sowie durch steigende Zin-
sen und verschlechterte Finanzierungsbedingungen bei weiter anhal-
tendem Fachkräftemangel auf Abwärtskurs geschickt. Die Bauinvesti-
tionen waren 2022 erstmals seit sechs Jahren wieder rückläufig und 
sanken um 1,6 %.  

Im Wohnungsbau hat die Bundesregierung nach mehreren abrupten 
Förderstopps mit anschließenden deutlichen Verschärfungen der 
Förderbedingungen die Förderanforderungen im Laufe des Jahres 
erheblich verschlechtert und zudem das Vertrauen in die Verlässlich-
keit der Wohnungsbauförderung untergraben. Dies dürfte im Zu-
sammenspiel mit dem deutlich ungünstigeren Finanzierungsumfeld 
und den hohen Preisen maßgeblich zu den hohen Stornierungsraten 
im Wohnbau beigetragen haben, die seit der zweiten Jahreshälfte 
2022 zu beobachten waren.  

Insgesamt nahmen die Wohnungsbauinvestitionen 2022 mit 2 % 
sogar spürbar stärker ab als die Bauinvestitionen insgesamt. Jahre-
lang hatte der Wohnungsbau die treibende Kraft unter den Bauspar-
ten gebildet und war deutlich stärker als die übrigen Baubereiche 
gewachsen. Lediglich der öffentliche und gewerbliche Tiefbau konn-
ten 2022 gegenüber dem Vorjahr Zuwächse erzielen. Insgesamt blieb 
aber auch der Nichtwohnungsbau im Vorjahresvergleich im Minus  
(-1,1 %). 

In Neubau und Modernisierung der Wohnungsbestände flossen 2022 
rund 293 Mrd. EUR. Anteilig konnte der Wohnungsbau seine Positi-
on innerhalb der Bauinvestitionen nicht halten. 2022 wurden 62 % 
der Bauinvestitionen für den Neubau und die Modernisierung von 
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Wohnungen verwendet. Leicht weniger als im Vorjahr. In den ver-
gangenen fünfzehn Jahren dagegen hatte der Wohnungsbau seinen 
Anteil kontinuierlich um 6 Prozentpunkte steigern können. Insgesamt 
umfassen die Bauinvestitionen über alle Immobiliensegmente 2022 
einen Anteil von 13 % des Bruttoinlandsproduktes.  

 

Aufgrund der weiterhin hohen Zuwanderung und einer wachsenden 
Bevölkerung bleibt der Bedarf an Wohnraum hoch. Die derzeit 
verfügbaren niedrigen Fördermittel, die steigenden Kreditvergabe-
standards und die hohen Baupreise dürften den Wohnungsbau aber 
deutlich bremsen.Die zunächst weiter sinkenden Realeinkommen der 
Privathaushalte erschweren die Finanzierung von Wohnbauprojekten 
zusätzlich.  

Im Jahr 2023 dürften die Investitionen in Wohnbauten weiter zu-
rückgehen. Die Nachfrage nach Wohnungsbau ist am aktuellen Rand 
weiter rückläufig, und auch die Geschäftsaussichten der Unterneh-
men der Grundstücks- und Wohnungswirtschaft stagnieren auf his-
torisch niedrigem Niveau. Angebotsseitig behindern besonders der 
hohe Fachkräftemangel und immer noch in einigen Bereichen beste-
hende Materialengpässe die Bauprozesse. Dies führt zu längeren 
Produktionszeiten und weiteren Unsicherheiten bei der Kostenkalku-
lation. 

Insgesamt dürften die Investitionen in Wohnbauten den Prognosen 
der Institute zufolge im laufenden Jahr 2023 um 3,5 % bis 3,9 % 
einbrechen. Erst im kommenden Jahr 2024 dürfte allmählich eine 
Trendwende zu wieder wachsenden Wohnungsbauinvestitionen ein-
geleitet werden. Da der Fokus der Förderprogramme der Bundesre-
gierung bislang auf Sanierungen bestehender Wohngebäude liegt 
und die hohen Energiekosten starke Anreize dafür bieten, dürften 
sich innerhalb der Bauinvestitionen die Gewichte zugunsten des Be-
standes verschieben. Es ist also mit einem sehr deutlichen Rückgang 
der Neubauten und einer anteiligen Verlagerung von Investitionsmit-
teln zur Modernisierung von Wohngebäuden zu rechnen. 
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Wohnungsbaugenehmigungen brechen spürbar ein 

Im Jahr 2022 dürften nach letzten Schätzungen die Genehmigungen 
für rund 350.000 neue Wohnungen auf den Weg gebracht worden 
sein. Damit wurden 8,1 % weniger Wohnungen bewilligt als im Jahr 
zuvor. Zum ersten Mal seit vielen Jahren bricht damit die Zahl der 
Baugenehmigungen deutlich ein. Letztmalig waren diese im Jahr 
2017 gesunken. Der damalige Rückgang war allerdings vorrangig 
eine Reaktion auf Vorzieheffekte im Jahr 2016. Die betroffenen Bau-
herren wollten sich damals durch eine vorgezogene Genehmigung 
der Vorhaben eine Durchführung nach einem alten Standard der 
Energieeinsparverordnung (EnEV) sichern. 
 

Aktuell ist die Gemengelage für den Wohnungsbau dramatischer: Ein 
historischer Preisanstieg bei den Bauleistungen trifft auf deutlich ge-
stiegene Bauzinsen und ein Hin- und Her bei den Förderkonditionen. 
Diese schwierigen Rahmenbedingungen für den Wohnungsneubau 
schlugen sich 2022 zuerst bei Genehmigungen von Ein- und Zwei-
familienhäusern nieder. Ihre Zahl sank um voraussichtlich rund 
20.000 Einheiten (-15,9 %). 

Mehr Wohnungen wurden 2022 voraussichtlich allein im Geschoss-
wohnungsbau (+0,8 %) auf den Weg gebracht. Die Zahl neu ge-
nehmigter Eigentumswohnungen stieg dabei ersten Schätzungen 
zufolge etwas stärker (+1,5%) als die Genehmigungen für neue 
Mietwohnungen(+0,3%). Insgesamt wurden 2022 wohl rund 82.000 
Eigentumswohnungen und 113.000 Mietwohnungen im Geschoss-
wohnungsbau auf den Weg gebracht. 

Baugenehmigungen 

 
 2021 2022* 
 

Januar bis 
Dezember 

Januar bis 
Dezember 

Veränderung 
gegen Vorjah-
reszeitraum  

    

Anzahl der genehmigten Wohnungen    

Genehmigungen insgesamt (einschl. Bestandsmaßnahmen) 380.736 350.000 -8,1% 

dar.: Wohnungen (Neubau) in Ein- und Zweifamilienhäusern 126.042 106.000 -15,9% 

        davon Einfamilienhäuser 93.894 78.000 -16,9% 

                   Zweifamilienhäuser 32.148 28.000 -12,9% 

dar.: Wohnungen (Neubau) in Mehrfamilienhäusern 193.515 195.000 0,8% 

        davon: Eigentumswohnungen 80.813 82.000 1,5% 

                    Mietwohnungen 112.702 113.000 0,3% 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Bautätigkeitsstatistik; *2022 eigene Schätzung auf Grundlage der Statistik bis 11/2022 
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Baufertigstellungen ebenfalls deutlich rückläufig  

Im Jahr 2022 wurden voraussichtlich 280.000 Wohneinheiten fertig-
gestellt. Damit setzte sich der Abwärtstrend bei den Fertigstellungen, 
der bereits im Vorjahr einsetzte, leicht verstärkt fort (2022: -4,6 %). 
Für die Jahre 2023 und 2024 ist ein noch stärkerer Rückgang zu er-
warten. 

Eine Umfrage unter den Mitgliedsunternehmen des GdW zum Jah-
resende 2022 ergab, dass rund ein Drittel der von den Unternehmen 
für die Jahre 2023 und 2024 geplanten neuen Wohnungen (32 %) 
unter den derzeitigen Rahmenbedingungen nicht gebaut werden 
können. Von den ursprünglich geplanten 61.000 Wohnungen wer-
den die Unternehmen im Spitzenverband der Wohnungswirtschaft 
GdW also knapp 20.000 weniger errichten können. 

Nahezu zwei Drittel der Unternehmen geben unter anderem die 
nicht verlässliche (64 %) und unzureichende (62 %) Förderung der 
Bundesregierung als Ursache an. Mehr als drei Viertel der Woh-
nungsunternehmen (79 %) nennen außerdem die gestiegenen Mate-
rialkosten und ebenfalls mehr als drei Viertel (76 %) die gestiegenen 
Finanzierungszinsen. Darüber hinaus schlagen fehlende Bau- und 
Handwerkskapazitäten (42 %), Materialengpässe (38 %) und gestie-
gene Energiekosten (30 %) zu Buche.  

Eine ebenso dramatische Lage ergibt die Umfrage auch bei den ei-
gentlich geplanten Modernisierungsvorhaben: Rund ein Fünftel der 
vorgesehenen Modernisierungsmaßnahmen (19 %) werden die sozi-
al orientierten Wohnungsunternehmen 2023 und 2024 nicht umset-
zen können. Von den ursprünglich vorgesehenen rund 272.000 
Wohneinheiten werden 53.000 weniger erneuert werden können. 
Von den verbleibenden etwa 219.000 Wohnungen wird wiederum 
bei einem Fünftel (19 %) der Umfang der Maßnahmen bei der Mo-
dernisierung deutlich reduziert werden müssen.  

Für ganz Deutschland rechnet die Wohnungswirtschaft mit einem 
Einbruch der Baufertigstellungszahlen im Wohnungsneubau insge-
samt auf nur noch 242.000 Wohnungen für 2023 und lediglich 
214.000 Wohnungen im Jahr 2024. Damit würde die Zahl der neu 
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auf den Markt kommenden Wohnungen 2023 um 14 % und im 
Folgejahr um weitere 11% sinken. Die Entwicklung der Wohnungs-
fertigstellungen entfernt sich damit immer deutlicher vom Ziel der 
Bundesregierung, rund 400.000 Wohnungen pro Jahr neu zu errich-
ten. Vor dem Hintergrund steigender Wohnungsbedarfe, einer 
wachsenden Einwohnerzahl und um die Wohnungsbau- und Klima-
ziele nicht komplett abschreiben zu müssen, sollte die Bundesregie-
rung schnell Maßnahmen für ein Sofortprogramm für bezahlbaren 
und sozialen Wohnungsbau ergreifen. 
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